
Nachschlagewerk: Ja 
BGHZ: Ja

UWG § 6 a Abs. 2 METRO

a) Gewerbliche Verbraucher und ihnen gleichstehende Groß­
verbraucher, die Waren zur Verwendung in ihrem Betrieb - 
ohne den Willen zur Weiterveräußerung - erwerben, sind 
keine letzten Verbraucher im Sinne von § 6 a Abs. 2 UWG. 
Das gilt auch dann, wenn es sich um betriebs- oder bran­
chenfremde Ware handelt. Geschäftlicher Verkehr mit dem 
letzten Verbraucher im Sinne der genannten Vorschrift 
liegt aber vor, wenn Gewerbetreibende und Großverbraucher 
betriebsfremde Ware für den Eigenbedarf (Privatbedarf) 
beim Großhandel erwerben. Doch ist dem Großhändler beim 
Bezug solcher Waren für private Zwecke eine Toleranz­
grenze zuzubilligen; sie liegt für den Selbstbedienungs­
großhändler bei etwa 10 % seines Umsatzes.

b) Der die Verwendung von Großhandelsbezeichnungen beanstan­
dende Kläger muß darlegen und beweisen, daß die dem Groß­
handel zuzubilligende Toleranzgrenze überschritten ist. 
Dabei ist auf die Umstände des Einzelfalles abzustellen. 
Die Tatsache, daß ein Selbstbedienungsgroßhandelsunter­
nehmen den von ihm zum Einkauf zugelassenen Gewerbetrei­
benden und Großverbrauchern ein breites Sortiment fast 
aller Waren des täglichen Bedarfs anbietet, kann zwar 
Beweisanzeichen sein, reicht aber nicht in Jedem Falle 
für den Nachweis aus, daß die Toleranzgrenze überschritten 
wird.

c) Unterhält der Selbstbedienungsgroßhändler streng vonein­
ander getrennte Food- und Non-Food-Abteilungen, dann ist 
für die Non-Food-Abteilungen gesondert zu prüfen, ob die 
Toleranzgrenze überschritten wird. Entsprechendes gilt 
für den Einwand des Großhändlers aus § 6 a Abs. 2
Satz 2 UWG, er verkaufe überwiegend an Widerverkäufer und 
gewerbliche Verbraucher.

PreisangabenVO §§ 1 Abs. 1, 7 Abs. 1 Nr. 1
Den Vorschriften der PreisangabenVO unterliegt der Selbst­
bedienungsgroßhändler im geschäftlichen Verkehr mit Gewerbe­
treibenden und ihnen gleichstehenden Großverbrauchern nur 
insoweit, als diese bei ihm über eine ihm zuzubilligende 
Toleranzgrenze (10 %) hinaus Waren für den betriebsfremden Privatbedarf einkaufen.



LadenschlußG § 1 Abs. 1 Nr. 2
Ein Verkauf an Jedermann liegt nicht vor, wenn der Selbst­
bedienungsgroßhändler durch geeignete Kontrollen dafür sorgt, 
daß bei ihm nur Gewerbetreibende und ihnen gleichstehende 
Großverbraucher einkaufen können und Verkäufe zur Deckung 
des betriebsfremden Privatbedarfs an diese Abnehmer eine 
dem Großhändler zuzubilligende Toleranzgrenze (10 %) nicht 
übersteigen.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 7. Oktober 1977 durch die 
Vorsitzende Richterin Dr. Krüger-Nieland und die Richter 
Alff, Dr. Schönberg, Dr. Frhr. v. Gamm und Schwerdtfeger

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Hanseatischen Oberlandesge­
richts zu Hamburg, 3. Zivilsenat, vom 
11. Dezember 1975 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des 
Revisionsverfahrens, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger ist ein rechtsfähiger Verein zur Förderung 
gewerblicher Interessen. Die Beklagte betreibt Selbstbe­
dienungs-Verkaufs Stätten in Hamburg-Eppendorf und Hamburg- 
Harburg nach dem sogenannten Cash-an-Carry-System. Sie führt 
die Bezeichnungen MS.B.-GroßmärkteM und "Einkaufszentren 
für Wiederverkäufer und gewerbliche Großverbraucher". Ihre 
Verkaufsstätten mit je 10.000 qm Verkaufsfläche sind in 
zwei streng voneinander getrennte Bereiche aufgeteilt, den 
Food-Bereich (Lebensmittel) und den etwa gleich großen 
Non-Food-Bereich (andere Waren). Im Non-Food-Bereich mit
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einem umfangreichen Sortiment werden die Waren in Regalen 
angeboten; Fotogeräte, Uhren und Schmuckstücke werden an 
besonderen Tresen verkauft; von Möbeln werden nur Muster­
stücke ausgestellt; Kleidungsstücke hängen in Regalen; es 
sind auch Umkleideräume vorhanden.

Die Waren werden bei der Beklagten mit Preisen ausge­
zeichnet, in denen die Mehrwertsteuer nicht enthalten ist. 
Die Verkaufsstätten sind montags bis freitags von 6.00 Uhr 
bis 21.30 Uhr geöffnet.

Um die Verkaufsräume der Beklagten zum Zwecke eines 
Einkaufs betreten zu können, muß der Besucher eine Sperre 
mit Gittertüren passieren, die ständig vom Personal der 
Beklagten besetzt ist. Beim Betreten der Sperre muß der 
Besucher einen von der Beklagten ausgestellten Ausweis 
vorzeigen. Diese Ausweise sind unterschiedlich gestaltet; 
sie gelten entweder für den Food-Bereich oder für den Non- 
Food-Bereich; die Inhaber eines für den Food-Bereich ausge­
stellten Ausweises haben Zugang zum Non-Food-Bereich, nicht 
dagegen die Inhaber eines für den Non-Food-Bereich ausge­
stellten Ausweises zum Food-Bereich. Neben den normalen 
Einkaufsausweisen gibt die Beklagte befristete Einkaufs­
ausweise und Tageseinkaufsausweise aus.

Auf der Rückseite der Einkaufsausweise sind die Liefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen der Beklagten abgedruckt.
In ihnen heißt es unter anderem:

"1. Die Metro S.B.-Großmärkte sind Einkaufszentren 
für Wiederverkäufer und gewerbliche Großver­
braucher. Die in der Metro angebotenen Waren 
sind ausschließlich für den Wiederverkauf oder 
zur gewerblichen Verwendung bestimmt.



Der Zutritt zu der Metro ist nur mit einem gül­
tigen Metro-Einkaufsausweis zulässig. Vor Aus­
gabe des Einkaufsausweises müssen die Art und 
das Bestehen des Gewerbebetriebes nachgewiesen 
werden. Dies kann geschehen durch die Vorlage 
der amtlich bestätigten Gewerbeanmeldung mit 
einer Originalquittung des Finanzamtes über die 
Zahlung von Mehrwertsteuer, die nicht älter als 
3 Monate sein darf, oder durch eine formlose Be­
scheinigung des Finanzamtes, der Gemeindever­
waltung, der Industrie- und Handelskammer, des 
Berufsfachverbandes, der Innung, des Wirtschafts­
prüfers oder Steuerberaters.
Der Metro-Einkaufsausweis ist nicht übertragbar 
und nur in Verbindung mit einem Personalausweis 
des Einkaufsberechtigten gültig. Für den Fall der 
Verhinderung des Einkaufsberechtigten kann in Aus­
nahmefällen der Inhaber des Gewerbebetriebes eine 
andere Person zum einmaligen gewerblichen Einkauf 
schriftlich beauftragen. Die erlaubte Begleitperson 
des Einkaufsberechtigten darf die Metro nur zum 
Zwecke der Hilfeleistung betreten .... Der Inhaber 
des Gewerbebetriebes haftet für einen etwaigen Miß­
brauch des Metro-Einkaufsausweises durch die Be­
gleitperson.
Der Verlust des Einkaufsausweises durch die Be­
gleitperson muß der Metro unverzüglich schrift­
lich angezeigt werden. Bei Aufgabe des Gewerbes 
ist der Einkaufsausweis der Metro sofort und un­
aufgefordert zurückzugeben.

2. Der Inhaber des Gewerbebetriebes verpflichtet sich 
zur Zahlung einer Konventionalstrafe von 3.000,—  DM 
für den Fall, daß eine unberechtigte Person mit 
seinem Einkaufsausweis in der Metro einkauft oder 
einzukaufen versucht. Er verpflichtet sich zur 
Zahlung der gleichen Konventionalstrafe auch für 
jeden Fall, in dem sein Ausweis direkt oder indi­
rekt zum Zwecke eines Testkaufes benutzt wird oder 
wenn Waren nicht zum Wiederverkauf bzw. gewerb­
lichen Verbrauch (ausgenommen zur Deckung des 
branchenidentischen Eigenbedarfs) erworben werden.



- 5 -

Auf der Vorderseite der normalen Ausweise befindet 
sich der Vermerk, daß der Ausweis nicht übertragbar und 
nur in Verbindung mit feinem Personalausweis gültig ist. 
Ferner werden auf der Vorderseite die Kundennummer und 
anhand eines Branchenschlüssels die Branche des Kunden 
angegeben. Nach dem Branchenschlüssel der Beklagten werden 
auf dem Non-Food-Bereich ca. 85 Branchen von ihr anerkannt. 
Nach einer internen Kontroll-Liste für den Non-Food-Bereich 
werden die verschiedenen Branchen miteinander kombiniert; 
danach können die Angehörigen einer Branche auch aus Ge­
bieten verschiedener anderer Branchen einkaufen. Die Be­
klagte gibt ihre Ausweise nur für Gewerbebetriebe aus, 
außerdem für Kantinen, Heime, Stiftungen, Kirchengemeinden 
usw.

Der Kläger ist der Ansicht, die Beklagte verstoße da­
durch, daß sie die Bezeichnungen "S.B.-Großmärkte" und 
"Einkaufszentren für Wiederverkäufer und gewerbliche Groß­
verbraucher" im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren in 
ihren Non-Food-Abteilungen verwende, gegen § 6 a Abs. 2 
und § 3 UWG. Außerdem verstoße die Beklagte hinsichtlich 
des Geschäftsbetriebs in den Non-Food-Abteilungen gegen 
die Verordnung über Preisangaben und gegen das Ladenschluß­
gesetz. Die Beklagte täusche ihren Kunden vor, daß sie 
Großhandel betreibe; in Wahrheit übe sie im Non-Food-Be- 
reich eine Einzelhandelstätigkeit aus. Als solche sei grund­
sätzlich auch der Verkauf von Waren zum gewerblichen Ver­
brauch anzusehen. Zudem sei es den Kunden der Beklagten 
ohne weiteres möglich, in den Non-Food-Abteilungen ihren 
Privatbedarf zu decken. Die Beklagte lege es hierauf auch 
bewußt an. Sie biete ihren Kunden ein warenhausartiges 
Sortiment von über 50.000 Artikeln. Die angebotenen Waren 
könnten überwiegend in Einzelstücken gekauft werden. Aus­
gesprochene Großgebinde führe die Beklagte nicht. Kleidungs­
stücke und Schuhe könnten anprobiert werden. Auf Extratischen
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und in Verkaufsgondeln würden Sonderangebote präsentiert. 
Hierauf werde durch Plakate und Lautsprecherdurchsagen be­
sonders hingewiesen. In den meisten Abteilungen seien auch 
Mitarbeiter der Beklagten zum Zwecke der Beratung anwesend. 
In Werbeschriften biete die Beklagte ihren Kunden unter­
schiedslos bestimmte Waren aus ihrem breitgestreuten Sor­
timent an. Die Preise der Beklagten für Non-Food-Waren 
seien für Wiederverkäufer uninteressant. Sie lägen in der 
Regel über den üblichen Einkaufspreisen des Einzelhandels 
und in einigen Fällen sogar noch höher als im Einzelhandel. 
Das Kontrollsystem der Beklagten sei nicht geeignet, Käufe 
zur Deckung des privaten Bedarfs zu verhindern. Wie zahl­
reiche Testkäufe ergeben hätten, sei schon die Eingangs­
kontrolle unzureichend. Die Beklagte sehe regelmäßig von 
einer Identitätskontrolle ab und überprüfe keine Voll­
machten. Auf eine Ausgangskontrolle sei die Beklagte nicht 
eingestellt. Sie führe allenfalls Stichproben durch, bei 
denen in der Regel nur geprüft werde, ob die eingekauften 
Waren bezahlt seien. Die von der Beklagten verwendeten 
Branchenschlüssel seien viel zu unbestimmt, um die spezielle 
Branche des Kunden überprüfen zu können. Die in den Ge­
schäftsbedingungen der Beklagten vorgesehene Vertrags­
strafe habe keine praktische Bedeutung. Die Beklagte sei 
erst während des Prozesses dazu übergegangen, Vertrags­
strafen einzuklagen. Noch dazu habe sie damit kaum Er­
folg gehabt.

Die Klägerin hat nach Abweisung der Klage durch das 
Landgericht im zweiten Rechtszug beantragt, die Beklagte 
unter Androhung von Ordnungsgeld und Ordnungshaft zu ver­
urteilen, es zu unterlassen.
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1. im geschäftlichen Verkehr mit dem letzten Ver­
braucher, wie z. B. mit Einzelhändlern und 
Gewerbetreibenden aller Art, soweit diese bei 
ihr zur Deckung ihres privaten und/oder ge­
werblichen Bedarfs einkaufen, im Zusammenhang 
mit dem Verkauf von Waren in ihren sogenannten 
"Non-Food-Abteilungen auf ihre Eigenschaft als 
Großhändlerin hinzuweisen, indem sie ihren Ge­
schäftsbetrieb als

"S.B.-Großmärkte" und/oder 
"Einkaufszentren für Wiederverkäufer 
und gewerbliche Großverbraucher"

bezeichnet,

hilfsweise,

im geschäftlichen Verkehr mit den genannten 
Letztverbrauchem in bezug auf ihre "Non-Food"- 
Abteilung die Angaben

"Großmärkte" und/oder 
"Einkaufszentren für Wiederverkäufer 
und gewerbliche Großverbraucher"

zu verwenden, wenn sie nicht gleichzeitig darauf 
hinweist, daß sie auch Einzelhandel betreibt,

2. in den Verkaufsräumen des "Non-Food"-Bereichs 
ihres Geschäftsbetriebes Letztverbrauchem, ins­
besondere auch Einzelhändlern und Gewerbetrei­
benden, soweit diese bei ihr zur Deckung ihres 
privaten Bedarfs einkaufen, Waren zu Preisen 
anzubieten, in denen die gesetzliche Mehrwert­
steuer nicht enthalten ist,
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3. die Verkaufsräume des MNon-FoodM-Bereichs ihres 
Geschäftsbetriebes für den geschäftlichen Ver­
kehr mit den eingangs genannten Letztverbrauchern 
außerhalb der gesetzlich zulässigen Ladendffnungs- 
zeiten offenzuhalten.

Die Beklagte hält die Klage für unschlüssig, da Ein­
zelhändler, die Waren zur Deckung ihres gewerblichen Be­
darfs einkauften, nicht als letzte Verbraucher bezeichnet 
werden könnten. In den Klageanträgen werde außerdem auf 
Gewerbetreibende aller Art abgestellt, obwohl sie ge­
schäftlichen Verkehr lediglich mit Gewerbetreibenden ge­
mäß ihrem Branchenverzeichnis, nicht aber mit Maklern, 
Ärzten, Rechtsanwälten und sonstigen freiberuflich Tätigen 
unterhalte. Die Beklagte hat auch verneint, daß sie gegen 
§ 6 a Abs. 2 oder § 3 UWG, die Preisangabenverordnung oder 
das Ladenschlußgesetz verstoße. Es gebe keine Norm, die ihr 
verbiete, im geschäftlichen Verkehr mit Einzelhändlern, 
sonstigen Gewerbetreibenden und Großverbrauchern auf ihre 
Großhändlereigenschaft hinzuweisen. Ein geschäftlicher Ver­
kehr mit dem privaten Verbraucher liege nicht in ihrem 
Interesse, weil hierdurch die Einzelhändler verärgert werden 
könnten. Der Selbstbedienungsgroßhandel biete kleinen Ge­
werbetreibenden den Vorteil einer günstigen Preisgestaltung 
und auch die Möglichkeit, bei einem verhältnismäßig nied­
rigen Lagerrisiko das Sortiment zu erweitern. Hierauf wirke 
die Beklagte hin. Es treffe nicht zu, daß sie ihren Kunden 
ein warenhausartiges Sortiment anbiete. Sie führe im Non- 
Food-Bereich lediglich 10 - 11.000 verschiedene Artikel.
Die Waren seien nach Bedarfsgruppen geordnet. Eine Ver­
kauf sberatung finde nicht statt. Teilweise würden nur 
größere Gebinde angeboten. Auf die Preisgestaltung könne 
für die Frage ihrer Großhandelseigenschaft nicht abgestellt 
werden. Zudem seien ihre Preise so günstig, daß sie dem bei



- 9 -

ihr kaufenden Einzelhandel Gewinnspannen von mehr als 
20 % erlaubten. Einkaufsausweise stelle sie endgültig 
erst nach Prüfung der Angaben der Bewerber durch Außen­
dienstmitarbeiter am Ort und Sitz des Gewerbes aus. Nach 
der Ausweiserteilung würden die Kontrollen intensiv fort­
gesetzt. Gegebenenfalls würden Kunden in den von ihr ge­
führten Listen gelöscht und die an sie ausgegebenen Aus­
weise eingezogen. Die Eingangskontrolle werde streng ge- 
handhabt und durch leitende Angestellte überwacht. Sie 
weise auch deutlich darauf hin, daß nur die Deckung des 
gewerblichen Bedarfs gestattet sei, und überprüfe dies 
stichprobenartig. Vertragsstrafen würden von ihr auch 
eingefordert; es seien 15 Klagen anhängig gewesen bzw. 
noch anhängig. Gelegentliche Privateinkäufe der Gewerbe­
treibenden seien unschädlich, da hierdurch an der Be­
triebsstruktur nichts geändert werde. Die Waren mit Netto­
preisen auszuzeichnen, sei notwendig, da die Mehrwert­
steuer bei ihren Kunden lediglich einen durchlaufenden 
Posten darstelle. Desgleichen sei es im Interesse ihrer 
Kunden erforderlich, die Verkaufsstätten vor und nach 
den gesetzlichen Ladenöffnungszeiten offenzuhalten.

Das Oberlandesgericht hat die Beklagte nach den Klage­
anträgen zu 1 (Hauptantrag), 2 und 3 verurteilt (WRP 1976, 
109). Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Abweisung 
der Klage.’ Der Kläger beantragt die Zurückweisung der Re­
vision. Hilfsweise beantragt die Beklagte, ihr eine ange­
messene Umstellungsfrist zu gewähren.
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Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht ist der Auffassung, der Klage­
antrag zu 1 (Verbot des Hinweises auf die Großhändlereigen­
schaft im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren in den 
Non-Food-Abteilungen) sei nach § 6 a Abs. 2 UWG begründet.
Die Beklagte weise mit den angegriffenen Bezeichnungen 
"S.B.-Großmärkte" und "Einkaufszentren für Wiederverkäufer 
und gewerbliche Verbraucher" auf ihre Eigenschaft als Groß­
händler hin. Dies tue sie auch gegenüber letzten Verbrauchern. 
Beweis dafür, daß sie überwiegend an Wiederverkäufer oder ge­
werbliche Verbraucher verkaufe, habe sie nicht angetreten. 
Letzte Verbraucher seien nicht nur Privatpersonen, sondern 
auch Gewerbetreibende, soweit sie die Ware nicht mehr weiter­
veräußerten, sondern ihrer natürlichen Bestimmung gemäß ver­
wendeten, auch wenn das im eigenen Betrieb beruflich oder 
gewerblich geschehe. Es möge zwar zutreffen, daß Gewerbe­
treibende auf dem Gebiet ihrer eigenen Branche nicht schutz­
bedürftig seien, bei betriebsfremden Artikeln fehle ihnen je­
doch sowohl qualitäts- wie preismäßig der Überblick und sie 
seien werblichen Anlockeffekten genauso ausgesetzt wie 
Privatleute. Deshalb seien Gewerbetreibende, die Waren für 
ihren Privatbedarf oder für ihre geschäftliche Tätigkeit 
kauften, soweit es sich nicht um brancheneigene Artikel 
handele, die weiter umgesetzt werden sollten, letzte Ver­
braucher im Sinne des § 6 a UWG. Die Beklagte verkaufe Ge­
werbetreibenden unstreitig in großem Umfang branchenfremde 
Artikel zur gewerblichen Verwendung. Streitig sei nur, in 
welchem Umfang Gewerbetreibende ihren privaten Bedarf an 
betriebsfremden Waren bei der Beklagten - in den Non-Food- 
Abteilungen - deckten. Eine Toleranzgrenze könne der Be­
klagten nicht zugebilligt werden. Das sei im Rahmen des 
§ 6 a Abs. 2 UWG nicht angebracht, weil das grundsätzliche
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Verbot der Verwendung von Großhandelshinweisen im geschäft 
liehen Verkehr mit dem letzten Verbraucher dann entfalle, 
wenn der Großhändler darlege und beweise, daß er über­
wiegend Wiederverkäufer und gewerbliche Verbraucher be­
liefere. Der Sinn und Zweck dieser Regelung würde in sein 
Gegenteil verkehrt, wenn man vom Unterlassungskläger ver­
lange, die Überschreitung einer Toleranzgrenze darzulegen 
und zu beweisen. Billige man der Beklagten eine Toleranz­
grenze gleichwohl zu, dann sei diese überschritten, ohne 
daß Prozentzahlen ermittelt zu werden brauchten.

Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe der 
Revision haben Erfolg.

1. Der Rechtsprechung des erkennenden Senats kann ent 
gegen der Auffassung des Berufungsgerichts nicht entnommen 
werden, daß Gewerbetreibende hinsichtlich der Waren, die 
sie in ihrem eigenen Betrieb verwenden, letzte Verbraucher 
im Sinne von § 6 a Abs. 2 UWG seien. Zwar ist in der Ent­

scheidung "Großhandelshaus" (GRUR 1974, 474, 475) unter Be 
zugnahme auf die Rechtsprechung zum Rabattgesetz (vgl.
BGH GRUR 1968, 595, 597 - Wiederverkäufer - insoweit in 
BGHZ 50, 169 nicht abgedruckt; GRUR 1969, 362, 363 - Ra­
batt für branchenfremde Wiederverkäufer) zum Ausdruck ge­
bracht worden, Gewerbetreibende seien letzte Verbraucher, 
soweit sie Ware kauften, die sie nicht weiter umsetzen 
wollten. Doch ging es in dieser Entscheidung, durch die 
einem Versandgroßhandelsunternehmen nach § 6 a Abs. 2 UWG 
untersagt wurde, auf die Eigenschaft als Großhändler hin­
zuweisen, um die Deckung des privaten Bedarfs der von der 
Werbung angesprochenen Gewerbetreibenden, wie sich daraus 
ergibt, daß die Beklagte dieses Rechtsstreits mit einem 
warenhausartigen Sortiment wahllos Gewerbetreibende jed-



weder Branche ansprach, obwohl diese nicht ernsthaft als 
Wiederverkäufer oder gewerbliche Verbraucher in Betracht 
kamen. Auf die Frage einzugehen, ob und unter welchen 
Voraussetzungen Gewerbetreibende, die Waren für den ge­
werblichen Gebrauch oder Verbrauch einkaufen, als letzte 
Verbraucher anzusehen sind, bestand kein Anlaß.

In der Entscheidung "Kaufausweis II" (GRUR 1975, 375, 
376), auf die sich das Berufungsgericht ebenfalls bezieht, 
ist einem Uhren- und Schmuckwarenhändler, der sich in 
Zeitungsinseraten an Gewerbetreibende aller Branchen wandte, 
die Ausgabe von Kaufausweisen nach § 6 b UWG untersagt worden, 
weil er insoweit Geschäftsverkehr mit dem letzten Verbraucher 
unterhalte. Hier kam, wie der Zusammenhang ergibt, eine Ver­
wendung der angebotenen Waren (Uhren, Schmuck, Gold, Bril­
lanten) zur gewerblichen Bedarfsdeckung ebenfalls nicht oder 
doch nur ausnahmsweise in Betracht. Deshalb kommt dem in 
dieser Entscheidung enthaltenen Satz, daß Gewerbetreibende 
auch dann letzte Verbraucher seien, wenn sie die gekaufte 
branchenfremde Ware in ihrer gewerblichen Tätigkeit ver­
werteten, keine über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 
zu. Keinesfalls kann daraus entnommen werden, daß gewerb­
liche Verbraucher letzte Verbraucher seien, wenn es sich, 
wie das Berufungsgericht annimmt, um den Erwerb branchen- 
oder betriebsfremder Waren für den g e w e r b l i c h e n  
Bedarf handele.

2. Allgemein läßt sich sagen, daß der Selbstbedienungs­
großhandel den für den Einzelhandel geltenden Vorschriften 
und damit auch dem Verbot des § 6 a Abs. 2 UWG nicht unter­
liegt, soweit er eine funktionsechte Großhandelstätigkeit 
ausübt. Zu den typischen Großhandelskunden gehören aber seit
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Jeher Wiederverkäufer, gewerbliche Verbraucher und diesen 
gleichstehende Großverbraucher (vgl. BGH GRUR 1966, 323,
324 - Ratio; GRUR 1973, 144, 145 - Mischbetrieb; BGH - 
Großhandelshaus aaO Seite 476; Katalog E des Arbeitsaus­
schusses für Begriffsdefinitionen der Kommission zur För­
derung der handeis- und absatzwirtschaftlichen Forschung,
2. Ausgabe Oktober 1975, Abschnitt IV Ziffer 2; Art. 2 
Abs. 1 Satz 1 EWG-Richt1inien Nr. 223/64 vom 25. Feb­
ruar 1964, ABI 1964, 863, 864).

Danach wird die Beklagte als Großhandelsunternehmen 
tätig und sie verkauft nicht an letzte Verbraucher, soweit 
Wiederverkäufer bei ihr Ware zur Weiterveräußerung erwerben. 
Wie die Revision zu Recht geltend macht, gilt das unab­
hängig davon, ob es sich um brancheneigene (branchen­
typische) oder branchenfremde Ware handelt. Denn abgesehen 
davon, daß eine Abgrenzung nach dem Begriff der typischen 
Branchenware auf Schwierigkeiten stößt, weil gerade der 
Einzelhandel sein Sortiment heute zunehmend dem Bedarf der 
Kunden anpaßt und vielfach Waren in sein Angebot aufhimmt, 
die nicht mehr als brancheneigen oder branchentypisch an­
gesehen werden können (Sortimentsdiversifikation), muß den 
Ausschlag geben, daß die Ware zur Weiterveräußerung im Be­
trieb des Kunden erworben wird. Es ist also auf den Betrieb 
des Jeweiligen Wiederverkäufers und dessen Sortiment abzu­
stellen. Erwirbt er die Ware zur Weiterveräußerung in seinem 
Geschäft, ist er nicht lezter Verbraucher, sondern echter 
Großhandelskunde. Dabei muß außer Betracht bleiben, ob und 
in welchem Umfang er die für seinen eigenen, privaten Be­
darf benötigten Erzeugnisse von den Vorräten seines Be­
triebes abzweigt, da dies selbstverständlich und nach der 
Lebenserfahrung allgemein üblich sowie für den Großhändler
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regelmäßig nicht überprüfbar ist (vgl. BGH - Ratio aaO 
S. 325; Großhandelshaus aaO S. 475; Kaufausweis II aaO 
S. 376).

Gewerbliche Verbraucher und diesen gleichstehende 
Großverbraucher sind weiter keine Letztverbraucher im 
Sinne des § 6 a Abs. 2 UWG, soweit sie Waren zur Ver- 
oder Bearbeitung in ihrem Geschäftsbetrieb beziehen. Dies 
folgt schon daraus, daß mit dem Erwerb der Ware durch sie 
die Reihe der ümsatzgeschäfte noch nicht beendet ist, die 
Ware vielmehr nach der Ver- oder Bearbeitung bzw. durch 
die Verarbeitung weiter umgesetzt werden soll. Insoweit 
besteht kein Unterschied zum Letztverbraucherbegriff des 
§ 1 Abs. 1 RabattG; denn unter diesen fällen ebenfalls 
nicht Gewerbetreibende, die Ware zur Ver- oder Bearbei­
tung in ihrem Gewerbebetrieb beziehen (vgl. Baumbach/ 
Hefermehl, 11. Aufl.f RabattG § 1 Anm. 12; Hoth/Gloy,
Rabatte § 1 Anm. 15).

Letztverbraucher im Sinne des § 6 a Abs. 2 UWG sind 
Gewerbetreibende (Wiederverkäufer, gewerbliche Verbraucher 
und Großverbraucher) aber auch dann nicht, wenn sie die 
Ware nur zur V e r w e n d u n g  in ihrem Gewerbebetrieb 
- ohne den Willen zur Weiterveräußerung - erwerben. Hierfür 
sprechen bereits Wortlaut und Aufbau des § 6 a Abs. 2 UWG. 
Danach ist die Großhandelswerbung im geschäftlichen Verkehr 
mit dem letzten Verbraucher grundsätzlich verboten, eine 
Ausnahme aber für den Fall zugelassen, daß derjenige, der 
auf seine Eigenschaft als Großhändler hinweist, überwiegend 
Wiederverkäufer oder gewerbliche Verbraucher beliefert und 
er entweder an den letzten Verbraucher zu den den Wiederver­
käufen! oder gewerblichen Verbrauchern eingeräumten Preisen 
verkauft (Abs. 1 Nr. 2) oder er unmißverständlich darauf hin­
weist, daß die Preise beim Verkauf an den letzten Verbraucher 
höher liegen als beim Verkauf an Wiederverkäufer oder ge-
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werbliche Verbraucher oder dies sonst für den letzten 
Verbraucher offenkundig ist (Abs. 1 Nr. 3). Damit 
werden die gewerblichen Verbraucher nicht nur den Wieder­
verkäufen! gleichgestellt, sie werden auch - zusammen mit 
den Wiederverkäufern - den letzten Verbrauchern a l l g e ­
m e i n  gegenübergestellt, also ohne Unterscheidung zwi­
schen gewerblichen Verbrauchern, die die Ware zur Ver- 
oder Bearbeitung erwerben, und solchen, die sie in ihrem 
Betrieb nur verwenden. Das läßt den Schluß zu, daß der Ge­
setzgeber gewerbliche Verbraucher allgemein als typische 
Großhandelskunden angesehen hat und den geschäftlichen Ver­
kehr mit ihnen nicht unter § 6 a Abs. 2 Satz 1 UWG fallen 
lassen wollte.

Die Entstehungsgeschichte der Vorschrift, eingefügt 
in das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb durch Ge­
setz vom 26. Juni 1969 (BGBl I Seite 633), bestätigt das. 
Ein Initiativentwurf aus dem Kreis der Abgeordneten 
(BTDrucks. V/2324) sprach allgemein nur von "Mitteilungen, 
die für Letztverbraucher bestimmt sind". Er stieß auf 
Kritik (vgl. Krieger, GRUR 1968, 511, 512). In einem 
Altem a t iventwurf der Spitzenverbände der Wirtschaft vom 
9. Februar 1968 (Schricker/Lehmann, Der Selbstbedienungs­
großhandel, S. 88) hieß es demgegenüber sinngemäß, daß das 
Verbot der Großhändlerwerbung für den geschäftlichen Ver­
kehr mit dem "nichtgewerblichen letzten Verbraucher" gelten 
solle. Zwar fand dieser Entwurf keinen Eingang in das Ge­
setzgebungsverfahren. Es wurden dann aber, von dem Ini­
tiativentwurf ausgehend, dem Begriff letzter Verbraucher 
die Begriffe Wiederverkäufer und gewerbliche Verbraucher 
in der erwähnten Weise gegenübergestellt. Bemerkenswert 
ist außerdem, daß eine vorgeschlagene Konkretisierung des
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Begriffs gewerblicher Verbraucher durch einen aus den 
Worten ”Be- oder Verarbeiter” bestehenden Klammerzu- 
satz in den zuständigen Ausschüssen als zu eng abgelehnt 
wurde, weil es eine Reihe von gewerblichen Verbrauchern 
gebe, die Waren zwar nicht be- oder verarbeiten, sie aber 
dennoch für ihren Gewerbebetrieb verwendeten (Kurzprotokoll 
der 91. Sitzung des Ausschusses für Wirtschafts- und Mittel­
standsfragen vom 27. Juni 1968 - BTDrucks. V/2324/neu).

Die vom Berufungsgericht vertretene Auffassung, ge­
werbliche Verbraucher könnten im Rahmen des § 6 a Abs. 2 UWG 
gleichwohl auch letzte Verbraucher sein, es handele sich 
um zwei einander überschneidende Kreise (so auch Weyhen- 
meyer WRP 1975, 484, 487), erscheint damit nicht vereinbar, 
insbesondere wenn noch die Regelungen in § 6 a Abs. 1 Nr. 2 
und Nr. 3, auf die § 6 a Abs. 2 Satz 2 UWG verweist, be­
dacht werden (vgl. Fischötter in Anm. zu "Kaufausweis II” 
aaO S. 376; Schulze zur Wiesche WRP 1975, 636, 639;
Sehricker/Lehmann aaO S. 136).

Die Auslegung, daß gewerbliche Verbraucher keine 
Letztverbraucher im Sinne von § 6 a Abs. 2 UWG sind, ent­
spricht im Ergebnis dem materiellen Anwendungsbereich des 
Rabattgesetzes. Zwar reicht der Letztverbraucherbegriff 
in § 1 Abs. 1 RabattG erheblich weiter. Er umfaßt alle 
privaten und gewerblichen Verbraucher und nimmt von den 
gewerblichen Verbrauchern nur diejenigen aus, die die 
Ware im Wege der Be- oder Verarbeitung weiter umsetzen 
wollen. Doch ergibt sich die wirkliche Bedeutung dieses 
- aus gesetzestechnischen Gründen - weit gefaßten Be­
griffs erst aus der Ausnahmevorschrift des § 9 RabattG.
Nach dessen Nr. 1 dürfen Personen, die die Ware in ihrer 
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit verwerten. Son-
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dernachlässe oder Sonderpreise gewährt werden, sofern 
der Nachlaß seiner Art und Höhe nach orts- oder han­
delsüblich ist. Hierunter fallen - im Rahmen des 
§ 1 RabattG - alle Arten der gewerblichen Verwertung 
von Gegenständen, die nicht weiter umgesetzt werden, 
sondern innerhalb eines Gewerbebetriebes verwendet 
werden und dort verbleiben, wie z. B. Arbeitsgeräte 
(vgl. BGH GRUR 1975, 320, 321 - Werbegeschenke). Diese 
Abgrenzung entspricht zudem der Preisangabenverordnung 
vom 10. Mai 1973, nach deren § 7 Abs. 1 Nr. 1 Angebote 
und Werbeangaben nicht unter die Preisangabepflicht des 
§ 1 Abs. 1 fallen, wenn sie gegenüber "Letztverbrauchera" 
erfolgen, die die Ware oder Leistung in einer selbständigen 
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit "verwenden". Da­
bei soll "verwenden" weitergehen als "verwerten", wie es 
in § 10 Abs. 1 der Preisauszeichnungsverordnung hieß (vgl. 
amtl. Begründung zu § 7 PreisangabenVO, Bundesanzeiger 1973 
Nr. 97 S. 3 ff).

Anders verhält es sich indessen mit Einkäufen Ge­
werbetreibender zur Deckung des privaten, nichtgewerb­
lichen Bedarfs. Denn die Deckung dieses Bedarfs ist für 
den Großhandel allgemein funktionswidrig und dem Einzel­
handel zuzuordnen. Daher sind auch Gewerbetreibende in­
soweit letzte Verbraucher im Sinne des § 6 a Abs. 2 UWG.
Dem kann nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, daß 
Gewerbetreibende aufgrund ihrer Stellung im Wirtschafts­
leben und ihrer geschäftlichen Erfahrung des Schutzes des 
§ 6 a Abs. 2 UWG überhaupt nicht bedürften. Es mag zwar 
zutreffen, daß Gewerbetreibende der typischen, in dem ab­
strakten Gefährdungstatbestand des § 6 a Abs. 2 UWG er­
faßten Irreführungsgefahr, durch Hinweise auf die Groß­
handel seigenschaft zu unrichtigen Vorstellungen über die 
Preiswürdigkeit des Angebots veranlaßt zu werden, im allge-
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meinen weniger stark ausgesetzt sind als andere Käufer. 
Doch trifft das schon nicht für alle Gewerbetreibenden 
zu und erst recht nicht für Einkäufe dieser zur Deckung 
des sogenannten betriebsfremden Eigenbedarfs (Privat­
bedarf) . Insoweit sind Gewerbetreibende regelmäßig nicht 
weniger schutzwürdig als Personen, die kein Gewerbe be- 
treiben (vgl. BGH Großhandelshaus aaO S. 476; Kaufaus- 
weis II aaO S. 375/376; Schulze zur Wiesche aaO S. 640; 
a.A. Schricker/Lehmann aaO S. 104 ff; Pfaff BB 1977, 456, 
457).

Andererseits besteht aber auch kein Grund, Gewerbe­
treibende als schutzbedürftig im Sinne von § 6 a Abs. 2 UWG 
dann anzusehen, wenn sie, wie das Berufungsgericht meint, 
branchen- oder betriebsfremde Ware für den g e w e r b - 
l i e h e n  Bedarf einkaufen. Abgesehen davon, daß eine 
Ware, die im Betrieb benötigt wird, kaum als betriebsfremd 
bezeichnet werden kann, bieten Wortlaut und Aufbau der Vor­
schrift dafür keinen Anhalt. Gewerbliche Verbraucher werden 
in § 6 a Abs. 2 Satz 2 UWG - zusammen mit den Wiederver­
käufern - den Letztverbrauchern allgemein gegenübergestellt. 
Daher muß den Ausschlag geben, ob es sich um Gegenstände 
des gewerblichen Bedarfs handelt, bei deren Erwerb der Ge­
werbetreibende seine geschäftliche Erfahrung regelmäßig 
in gleicher Weise einsetzen wird wie bei der Deckung des 
sonstigen Gewerbebedarfs im Rahmen bestehender Großhandels­
beziehungen. Er ist daher insoweit der Gefahr einer Irre­
führung durch die Werbung des Verkäufers mit Großhandels­
bezeichnungen regelmäßig weit weniger ausgesetzt als Per­
sonen, die kein Gewerbe betreiben,oder Gewerbetreibende 
beim Einkauf von Waren für den rein privaten Bedarf (vgl. 
Fezer BB 1976, 705, 714).
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3. Dem Berufungsgericht kann auch insoweit nicht 
zugestimmt werden, als es die Auffassung vertritt, der 
Beklagten sei eine Toleranzgrenze nicht zuzubilligen.
Wie der Bundesgerichtshof bereits in den Entscheidungen 
"Ratio" (GRUR 1966, 323, 325) und "Wiederverkäufer"
(GRUR 1968, 595, 598) zum Ausdruck gebracht hat, liegt 
es noch im Rahmen eines funktionsechten Großhandels, 
daß dieser an seine Großhandelskunden in gewissem Um­
fang auch Waren für den betriebsfremden Eigenbedarf 
(Privatbedarf) abgibt. Dies war seit Jeher üblich und 
muß entsprechend auch für den Selbstbedienungsgroßhandel 
gelten. Voraussetzung ist hierfür allerdings, daß der 
Selbstbedienungsgroßhändler überhaupt ein Sortiment an­
bietet, das es den zum Einkauf zugelassenen Gewerbetrei­
benden gestattet, im wesentlichen auch den gewerblichen 
Bedarf zu decken. Außerdem muß vom Selbstbedienungsgroß­
handel verlangt werden, daß er durch geeignete Kontroll- 
maßnahmen dafür sorgt, daß sich der Einkauf von betriebs­
fremden Waren für den Privatbedarf in den in der Ratio- 
Entscheidung (aaO) aufgezeigten Grenzen hält. Trifft dies 
aber zu, dann liegt in dem Verkauf solcher Waren an zum 
Einkauf zugelassene Gewerbetreibende und Großverbraucher 
noch kein geschäftlicher Verkehr mit dem Letztverbraucher 
im Sinne von § 6 a Abs. 2 UWG (vgl. Bauer in Anmerkung 
zur Entscheidung "Großhandelshaus" aaO Seite 477; Schulze 
zur Wiesche aaO Seite 640; Fezer aaO Seite 715, Baumbach/ 
Hefermehl aaO Schlußanhang II zu § 6 a UWG; a.A. Weyhen- 
meyer aaO Seite 488).

Die Erwägung des Berufungsgerichts, es widerspreche 
dem Sinn und Zweck des § 6 a Abs. 2 Satz 2 UWG, dem Groß­
händler eine Toleranzgrenze zuzubilligen, greift demgegen 
über nicht durch. Denn auf diesen vom Großhändler zu be-



weisenden Ausnahmetatbestand kommt es erst an, wenn die 
Voraussetzungen des grundsätzlichen Verbots in § 6 a 
Abs. 2 Satz 1 UWG - einschließlich der Überschreitung 
der Toleranzgrenze - erfüllt sind (vgl. BGH GRUR 1974, 225, 
226 - Lagerhinweiswerbung). Der die Großhandelsbezeichnung 
beanstandende Unterlassungskläger steht insoweit auch nicht 
vor unüberwindbaren Beweisschwierigkeiten. Das gilt auch 
dann, wenn sich die Klage gegen ein Unternehmen des Selbst­
bedienungsgroßhandels richtet. Hier wird sich regelmäßig 
aus der Struktur des betreffenden Unternehmens, seiner Sor- 
timentsgestaltung, seiner Werbung und seinen Kontrollmaß- 
nahmen ergeben, in welchem Umfang bei ihm Gewerbetreibende 
ihren betriebsfremden Privatbedarf decken.

Wie die Toleranzgrenze beim Selbstbedienungsgroßhandel 
zu bemessen ist, hängt von einer Interessenabwägung ab. Dem 
Selbstbedienungsgroßhandel, der ein breites Sortiment an­
bietet, wird es erfahrungsgemäß nur mit erheblichem Aufwand 
möglich sein, Einkäufe zur Deckung des rein privaten Be­
darfs in engen Grenzen zu halten. Andererseits muß dem Um­
stand Rechnung getragen werden, daß es für den Großhandel 
grundsätzlich funktionswidrig ist, an seine Kunden auch zur 
Deckung dieses Bedarfs zu verkaufen, und sich aus der Ge­
stattung solcher Einkäufe die typische Irreführungsgefahr 
ergibt, der § 6 a Abs. 2 UWG zum Schutze der Verbraucher 
begegnen will. Die Obergrenze, bis zu welcher ein geschäft­
licher Verkehr mit dem letzten Verbraucher im Sinne von 
§ 6 a Abs. 2 UWG noch nicht anzunehmen ist, wird daher bei 
etwa 10 % des Umsatzes liegen müssen. Dabei haben Waren, 
die von den für den Betrieb des Käufers benötigten Erzeug­
nissen für den Privatbedarf abgezweigt werden, außer Be­
tracht zu bleiben. Andererseits muß der Selbstbedienungs­
großhandel dafür sorgen, daß Verkäufe an Personen, die 
weder Gewerbetreibende noch Großverbraucher sind, völlig 
unterbleiben; insoweit kann ihm eine Toleranzgrenze nicht 
zugebilligt werden.
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Die Beklagte erfüllt nach den Feststellungen des Be­
rufungsgerichts die Voraussetzungen, unter denen einem 
Unternehmen des Selbstbedienungsgroßhandels eine Toleranz­
grenze zuzubilligen ist. Sie bietet ihren Großhandelskunden 
ein zur Deckung des gewerblichen Bedarfs geeignetes Sorti­
ment und trifft, wie sie behauptet, auch Vorkehrungen, die 
geeignet sind, Einkäufe der Großhandelskunden zur Deckung 
des betriebsfremden Privatbedarfs in vertretbaren Grenzen 
zu halten. Daß sie in ihren Non-Food-Abteilungen auch an 
Personen verkaufe, die weder Wiederverkäufer noch gewerb­
liche Verbraucher oder Großverbraucher sind, ist nicht 
festgestellt.

4. Das Berufungsgericht hat in einer Hilfsbegründung 
ausgeführt, eine der Beklagten möglicherweise zuzubilligende 
Toleranzgrenze sei überschritten. Die Beklagte wende sich 
im Non-FoocL-*Bereich mit ihrem umfassenden Warensortiment 
an sämtliche Kunden ihrer Verkaufsstätten, desgleichen 
durch Prospekte und Angebotsblätter, die den Kunden zuge­
schickt würden, sowie durch Lautsprecherdurchsagen und 
andere werbliche Hinweise. Es entspreche der Lebenser­
fahrung, daß durch solche Angebote auch Gewerbetreibende 
veranlaßt würden, in größerem Umfang Ware für den Eigen­
bedarf einzukaufen, zumal ihnen Großhandelspreise geboten 
würden und sie außerhalb der für den Einzelhandel maß­
gebenden Öffnungszeiten einkaufen könnten. Die von der Be­
klagten behaupteten Kontrollen seien nicht ausreichend, 
ebenso nicht ihre Hinweise, daß Einkäufe für den privaten 
Bedarf unzulässig seien und Ansprüche auf Zahlung einer 
Vertragsstrafe begründeten.
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Diese Ausführungen werden von der Revision mit Recht 
angegriffen. Nicht zu beanstanden ist allerdings, daß das 
Berufungsgericht seiner Beurteilung ersichtlich nur die 
Umsätze der Beklagten in den Non-Food-Abteilungen zugrunde­
gelegt hat. Dies entspricht den Klageanträgen und ist auch 
deshalb gerechtfertigt, weil die beiden Einkaufsbereiche 
(Food und Non-Food) nach den Feststellungen des Berufungs­
gerichts streng voneinander getrennt sind und als weitge­
hend verselbständigte Einkaufsabteilungen angesehen wer­
den müssen. Daß Kunden mit einem Ausweis für die Food- 
Abteilung auch Zutritt zur Non-Food-Abteilung haben, be­
trifft nur die Frage der Ausweisausstellung und ist inso­
weit von untergeordneter Bedeutung. Es würde auch dem 
Schutzzweck des § 6 a Abs. 2 UWG zuwiderlaufen, wenn einem 
Selbstbedienungsgroßhändler gestattet würde, in einer von 
mehreren selbständigen Abteilungen eine über die Toleranz­
grenze hinausgehende Einzelhandelstätigkeit unter einer für 
die gesamte Verkaufsstätte verwendeten Großhandelsbezeich­
nung auszuüben, nur weil er in anderen Abteilungen einen 
reinen oder fast reinen Großhandel betreibt und er auf 
diese Weise erreicht, daß eine auf den Gesamtumsatz bezogene 
Toleranzgrenze für Verkäufe zur Deckung des reinen Privat­
bedarfs nicht überschritten wird.

Das Berufungsgericht hat aber nicht rechtsfehlerfrei 
festgestellt, daß die der Beklagten zuzubilligende Toleranz­
grenze in den Non-Food-Abteilungen, die allein Gegenstand 
der Klage sind, überschritten werde. Seine Ausführungen 
leiden insoweit schon an dem Mangel, daß nicht ersicht­
lich ist, von welcher Toleranzgrenze es ausgeht. Es ist 
auch nicht auszuschließen, daß das Ergebnis, zu dem das 
Berufungsgericht insoweit gelangt ist, von der, wie aus-
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geführt, unrichtigen Vorstellung beeinflußt ist, ge­
schäftlicher Verkehr mit dem letzten Verbraucher im 
Sinne von § 6 a Abs. 2 UWG seien auch Verkäufe an Ge­
werbetreibende zur Deckung des branchen- oder betriebs­
fremden gewerblichen Bedarfs. Hierfür spricht immerhin, 
daß das Berufungsgericht die Überschreitung der Toleranz­
grenze - wie den Verkauf von betriebsfremden Waren für 
den gewerblichen Bedarf - als unstreitig bezeichnet. Dar­
über hinaus fehlt es an einer erschöpfenden Auseinander­
setzung mit den von der Beklagten behaupteten zahlreichen 
Vorkehrungen zur Verhinderung von Einkäufen zur Deckung 
des betriebsfremden Privatbedarfs. Mit dem Hinweis, die 
Beklagte sei selbstverständlich daran interessiert, ihre 
Umsätze zu steigern und Kunden nicht abzuschrecken, läßt 
sich dem nicht begegnen. Denn die Beklagte hat ersicht­
lich auch ein Interesse daran, daß sich der Umsatz in 
den Non-Food-Abteilungen im Rahmen eines noch funktions­
echten Großhandels hält und sie die von ihr verwendeten 
Großhandelsbezeichnungen auch insoweit weiterführen darf. 
Angebotsblätter und Prospekte hat sie nach ihrem Vortrag, 
den das Berufungsgericht beachten mußte, nur an bei ihr 
zum Einkauf zugelassenen Kunden und mit dem Hinweis ver­
sandt, daß Einkäufe zur Deckung des betriebsfremden 
Privatbedarfs nicht zulässig seien. Der Unterschied zum 
Fall "Großhandelshausw (aaO) ist so erheblich, daß sich 
aus diesem für den vorliegenden Fall kaum etwas herleiten 
läßt. Zudem muß bezweifelt werden, ob das Berufungsge­
richt die erforderliche Sachkunde besitzt, um beurteilen 
zu können, in welchem Umfang in den Non-Food-Abteilungen 
der Beklagten angesichts der von dieser getroffenen Vor­
kehrungen Einkäufe zur Deckung des Privatbedarfs möglich 
sind. Die Mitglieder des Berufungsgerichts gehören er­
sichtlich nicht zu den zum Einkauf zugelassenen Personen 
und können daher aus eigener Anschauung kaum beurteilen.
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wie sich die von der Beklagten behaupteten Kontrollen, 
Hinweise und Androhungen von Vertragsstrafen, die, wie 
sie behauptet, auch durchgesetzt und in der Öffentlich­
keit erörtert werden, auswirken.

5. Zu Unrecht beanstandet die Revision indessen, daß 
das Berufungsgericht den der Beklagten obliegenden Beweis, 
sie verkaufe überwiegend an Wiederverkäufer und gewerb­
liche Verbraucher (§ 6 a Abs. 2 Satz 2 UWG), nicht als er­
bracht angesehen hat. Die Rüge der Revision läuft darauf 
hinaus, daß sie geltend macht, die Umsätze in den Food- 
Abteilungen machten mehr als 50 % des Gesamtumsatzes aus, 
woraus sich bereits ergebe, daß die Beklagte überwiegend 
an Wiederverkäufer und gewerbliche Verbraucher verkaufe.
Es kann jedoch, wie zur Frage der Einhaltung der Toleranz­
grenze dargelegt, nicht als rechtsfehlerhaft angesehen 
werden, daß das Berufungsgericht die Umsätze in den von 
den Non-Food-Abteilungen streng getrennten Food-Abteilungen 
außer Betracht gelassen hat.

Die Verurteilung der Beklagten nach dem Klageantrag 
zu 1 kann aber deshalb keinen Bestand haben, weil das Be­
rufungsgericht, wie ausgeführt, nicht rechtsfehlerfrei 
festgestellt hat, daß die der Beklagten zuzubilligende 
Toleranzgrenze in den Non-Food-Abteilungen überschritten 
werde.

II. Zum Klageantrag zu 2 (Verstoß gegen die Preis­
angabenverordnung) führt das Berufungsgericht aus, die 
Beklagte verstoße gegen § 1 Abs. 1 PreisangabenVO und 
zugleich gegen § 1 UWG, weil sie in den Verkaufsräumen 
ihres Non-Food-Bereichs Gewerbetreibenden Waren des 
branchen- oder betriebsfremden Privatbedarfs zu Preisen
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anbiete, in denen die gesetzliche Mehrwertsteuer nicht 
enthalten sei. Auf die Ausnahmevorschrift des § 7 Abs. 1 
Nr. 1 PreisangabenVO könne sich die Beklagte insoweit 
nicht mit Erfolg berufen. Daß die Mehrwertsteuer bei den 
meisten Käufen ihrer Kunden ein durchlaufender Posten sei, 
rechtfertige keine andere Beurteilung. Kaufe ein Kunde für 
den gewerblichen Bedarf ein, sei es ohne weiteres möglich, 
die Mehrwertsteuer gesondert auszuweisen. Eine Toleranz­
grenze könne der Beklagten nicht zugebilligt werden, so­
weit die Kunden zur Deckung des betriebsfremden Eigen­
bedarfs einkauften.

Auch insoweit hält das Berufungsurteil der rechtlichen 
Nachprüfung nicht stand.

Die PreisangabenVO erfaßt den Geschäftsverkehr mit 
dem Letztverbraucher; ihm gegenüber müssen die Preise nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 1 PreisangabenVO (einschließlich Mehr­
wertsteuer) angegeben werden. Zu den Letztverbrauchem ge­
hören nicht Gewerbetreibende, die die Ware zum Weiterver­
kauf oder zur Weiterveräußerung im Wege der Be- oder Ver­
arbeitung erwerben, da sich hieran ein weiterer Umsatz 
anschließt. Soweit sie die Ware in ihrem Geschäftsbetrieb 
nur verwenden, wie etwa Arbeitsgeräte, sind sie nach der 
Terminologie der PreisangabenVO zwar ebenfalls Letztver­
braucher; doch wird der Geschäftsverkehr mit ihnen inso­
weit von der Preisangabepflicht freigestellt, wie sich 
aus § 7 Abs. 1 Nr. 1 PreisangabenVO ergibt. Dies ent­
spricht dem Grundsatz, daß der Großhandel den für den Ein­
zelhandel geltenden Vorschriften nicht unterliegen soll, 
soweit er sich auf die für den Großhandel typische Funktion 
beschränkt. Dabei kommt es, wie das Berufungsgericht zu­
treffend ausführt, nicht auf die Stellung des Abnehmers im
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Wirtschaftsleben, sondern auf den Zweck des einzelnen 
Einkaufs an (vgl. OLG Stuttgart mit Anmerkung Hefermehl 
BB 1974, 1409, 1410). Danach ist die PreisangabenVO zwar 
grundsätzlich auf Einkäufe anwendbar, die Wiederverkäufer 
\ind andere Gewerbetreibende zur Deckung ihres privaten 
Bedarfs tätigen. Dies gilt Jedoch nicht insoweit, als es 
sich um Waren handelt, die ihrer Gattung nach im Gewerbe­
betrieb Verwendung finden können und nur für den privaten 
Bedarf des Kunden abgezweigt werden; denn das ist als üb­
lich anzuerkennen und für den Verkäufer nicht nachprüf­
bar; seine Großhandelsfunktion wird dadurch nicht in Frage 
gestellt (vgl. Hefermehl aaO Seite 1410; Schricker/Lehmann 
aaO Seite 228; v. Gamm, Wettbewerbsrechtliche Nebengesetze, 
1977, PreisangabenVO § 7 Anm. 2). Das verkennt das Beru­
fungsgericht, wenn es allgemein auf die Deckung des privaten 
- auch des brancheneigenen - Bedarf abstellt. Unter die Preis­
angabepflicht fallen - von einem Verkauf an Nichtgewerbe­
treibende abgesehen - nur Angebote zur Deckung des betriebs­
fremden Privatbedarfs.

Das Berufungsgericht nimmt aber auch zu Unrecht an, 
daß der Beklagten hinsichtlich der Deckung des betriebs­
fremden Privatbedarfs keine Toleranzgrenze zuzubilligen 
sei. Damit wird-wie erwähnt - verkannt, daß auch der 
funktionstreue Großhandel Einkäufe dieser Art nicht gänz­
lich verhindern kann. Die Beachtung einer Toleranzgrenze 
ist daher auch bei der Anwendung des § 7 Abs. 1 Nr. 1 Preis­
angabenVO unumgänglich (vgl. Hefermehl aaO S. 1410; Brose 
WRP 1975, 88, 92; Schulze zur Wiesche aaO Seite 641; a.A. 
Weyhenmeyer aaO Seite 491). Sie liegt, wie zu § 6 a 
Abs. 2 UWG ausgeführt, bei etwa 10 % des Umsatzes in den 
Non-Food-Abteilungen. Daß sie von der Beklagten über­
schritten werde, hat das Berufungsgericht nicht rechts­
fehlerfrei festgestellt. Insoweit kann auf die Ausführungen
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zu § 6 a Abs. 2 UWG Bezug genommen werden. Das Berufungs­
gericht kann daher auch hinsichtlich der Verurteilung 
wegen eines Verstoßes gegen die PreisangabenVO keinen Be­
stand haben.

III. Gegen das Ladenschlußgesetz (Klageantrag zu 3) 
und zugleich gegen § 1 UWG verstößt die Beklagte nach Auf­
fassung des Berufungsgerichts, weil sie in ihren Non-Food- 
Abteilungen auch an jedermann verkaufe und daher nicht be­
rechtigt sei, diese Verkaufsstätten außerhalb der gesetzlich 
zulässigen Ladenöffnungszeiten offenzuhalten. Zwar begrenze 
die Beklagte durch ihre Einkaufsberechtigungen den Kunden­
kreis auf Wiederverkäufer und gewerbliche Großabnehmer.
Wenn diese Personen aber in der Lage seien, auch ihren be­
triebsfremden Eigenbedarf und Privatbedarf bei der Beklagten 
zu decken, so müsse insoweit ein Verkauf an jedermann ange­
nommen werden. Dieser Begriff könne nicht anders ausgelegt 
werden als der Begriff des letzten Verbrauchers in § 6 a UWG 
und in § 1 Abs. 1 PreisangabenVO. Eine Toleranzgrenze könne 
der Beklagten zwar insoweit zugebilligt werden, als ihre 
Kunden brancheneigene Ware zur Deckung des Privatbedarfs 
einkauften, nicht aber für betriebsfremde Waren und insbe­
sondere nicht für Waren, die von den Kunden nicht weiterver­
kauft, sondern im Gewerbebetrieb verwendet würden. Zumindest 
müsse der Beklagten die Darlegungs- und Beweislast für die 
Einhaltung der Toleranzgrenze auferlegt werden.

Dem kann nicht zugestimmt werden.

In der Ratio-Entscheidung feaO), auf die sich das Be­
rufungsgericht bezieht, ist als Indiz für das Fehlen einer 
echten Großhandelstätigkeit nur der Verkauf von Waren zur
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Deckung des betriebsfremden Eigenbedarfs in Betracht ge­
zogen und ausgeführt worden, hieraus könne sich ergeben, 
daß der Käuferkreis in Wirklichkeit nicht oder nur will­
kürlich begrenzt sei, also - wie beim Einzelhandel - ein 
Verkauf an jedermann im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 Laden- 
schlußG vorliege. Damit war der betriebsfremde Privatbe­
darf gemeint, wie der Zusammenhang ergibt. Die Deckung 
des betriebs- oder brancheneigenen Privatbedarfs spielt 
insoweit keine Rolle, weil sie, wie ausgeführt, Zweifel 
an dem Vorliegen einer typischen Großhandelstätigkeit mit 
sachbezogener Begrenzung des Käuferkreises nicht begrün­
den kann. Es ist aber auch unerheblich, ob der Großhan­
del skunde die gekauften Waren weiterveräußert oder nur 
in seinem Gewerbebetrieb verwendet. Insoweit, als er sie 
nur in seinem Betrieb verwendet, ist er im übrigen wie 
ausgeführt, weder letzter Verbraucher im Sinne des § 6 a 
Abs. 2 UWG noch fällt der Verkauf an ihn unter die Vor­
schrift des § 1 Abs. 1 PreisangabenVO, wie sich aus deren 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 ergibt. Somit kommt es auch in diesem Zu 
sammenhang nur darauf an, ob die Beklagte in ihren Non- 
Food-Abteilungen Waren für den betriebsfremden Privatbe­
darf an die zum Einkauf zugelassenen Kunden verkauft und 
ob sie hierbei die ihr zuzubilligende Toleranzgrenze von 
etwa 10 % des Gesamtumsatzes in diesen Abteilungen über­
schreitet. Zu letzterem fehlt es aber, wie ausgeführt, an 
ausreichenden Feststellungen, so daß die Verurteilung der 
Beklagten auch insoweit keinen Bestand haben kann.

IV. Der Gefährdungstatbestand des § 6 a Abs. 2 UWG 
unterliegt keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, wenn 
er, wie erforderlich, dahin ausgelegt wird, daß unter ge­
schäftlichem Verkehr mit dem letzten Verbraucher - außer 
Verkäufen an Nichtgewerbetreibende, die völlig verhindert



werden müssen - Verkäufe an.mm ünkauf zugelassene Ge­
werbetreibende und Großverbraucher nur verstanden wer- 
den, wenn sie der Deckung das betriebsfremden Privat­
bedarfs dienen. Der Senat verkennt nicht, daß es für 
die Beklagte schwierig sein dürfte, erfolgreich zu kon­
trollieren, ob betriebsfremde Waren für eine gewerb-u
liehe oder private Verwendung erworben werden sollen. 
Entscheidet sich die Beklagte, im Non-Food-Bereich von 
einem Verkauf an jedermann (nach Art der Verbraucher­
märkte) abzusehen, sieht sie andererseits aber auch keine 
Möglichkeit,die gewerbliche oder betriebliche Zweckbe­
stimmung von Einkäufen ihrer gewerblichen Abnehmer und 
der Großverbraucher effektiv zu kontrollieren, so wird 
sie die ihr zuzubilligende Toleranzgrenze insoweit nur 
einhalten können, wenn sie einerseits auf den Einkaufs­
berechtigungsschein die jeweilige Branche des Bezugsbe­
rechtigten genau erfaßt, dann aber gegenüber diesen Be­
rechtigten auf den Verkauf von Artikeln, die ihrer Art 
nach betriebsfremd bzw. branchenunüblich (als Anhalt für 
die Betriebsfremdheit) sind, verzichtet. Hierdurch würde 
die Weiterführung ihres Selbstbedienungsgrpßhandelsunter- 
nehmens - bei Abwägung der Verbraucherinteressen, die 
durch den Gefährdungstatbestand des § 6 a UWG geschützt 
werden sollen, gegenüber den Interessen an einem funk­
tionsgerechten Selbstbedienungsgroßhandel - nicht in un­
zumutbarer Weise beeinträchtigt.

Nicht anders zu beurteilen sind in dieser Hinsicht 
die hier einschlägigen Vorschriften der Preisang&fcenVO 
und des Ladenschlußgesetzes. Die PreisangabenVO dient 
in erster Linie jedenfalls dem Schutz der Verbraucher.
Es sollen die Preisvergleichsmöglichkeiten verbessert 
und die Verbraucher so in die Lage versetzt werden, den

■5
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ihnen günstigsten Angeboten den Vorzug zu geben. Dieses 
Schutzes bedürfen im allgemeinen auch Gewerbetreibende, 
soweit sie Waren des betriebsfremden Privatbedarfs ein­
kaufen. Von der Beklagten muß erwartet werden, daß sie 
hierauf im Rahmen der ihr zuzubilligenden Toleranzgrenze 
Rücksicht nimmt und die Organisation ihres Betriebes ent­
sprechend gestaltet.

Das Ladenschlußgesetz dient dem Arbeitsschutz, aber 
auch dem Schutz der Mitbewerber, zu denen hier nicht nur 
andere Selbstbedienungsgroßhändler gehören, sondern auch 
der Einzelhandel. Der Beklagten kann nicht gestattet wer­
den, daß sie sich den Vorteil längerer Öffnungszeiten ver­
schafft, aber nicht verhindert, daß bei ihr in einem die 
Toleranzgrenze überschreitenden Umfang Einzelhandelsge­
schäfte im Sinne einer Deckung des betriebsfremden Privat­
bedarfs getätigt werden.

V. Die Auslegung des § 6 a Abs. 2 UWG, daß die Be­
klagte gegenüber Gewerbetreibenden, die bei ihr zur 
Deckung ihres betriebsfremden Privatbedarfs einkaufen, 
nicht mit Großhandelsbezeichnungen werben darf, ver­
stößt nicht gegen Bestimmungen des Vertrages zur Grün­
dling der Europäischen Gemeinschaft. Insbesondere ver­
letzt sie weder den Grundsatz der Niederlassungsfrei­
heit (Art. 32) nocht führt sie zu einer Diskriminierung. 
Auch steht sie im Einklang mit dem Großhandelsbegriff 
der Richtlinien über die Verwirklichung der Niederlassungs­
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für Tä­
tigkeiten im Großhandel Nr. 223/64 (ABI 1964, 863)* Die 
Sache dem Europäischen Gerichtshof nach Art. 177 a EWG- 
Vertrag vorzulegen, besteht kein Anlaß.
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VI. Das Revisionsgericht kann nicht abschließend 
entscheiden, weil weitere Feststellungen zur Frage der 
Überschreitung der Toleranzgrenze erforderlich sind.
Das Berufungsgericht wird diese Feststellungen nach 
weiterer Prüfung der von der Beklagten behaupteten Vor­
kehrungen zur Verhinderung von Einkäufen zur Deckung 
des betriebsfremden Privatbedarfs und erforderlichen­
falls unter Zuziehung eines Wirtschaftssachverstän­
digen zu treffen haben.

Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und 
die Sache, auch zur Entscheidung über die Kosten des 
Revisionsverfahrens, an das Berufungsgericht zurück­
zuverweisen.
Krüger-Nieland Alff Schönberg

v. Gamm Schwerdtfeger
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